
Die «Stimmungsdemokratie» der 80er Jahre verlieh den Wählern eine bis dato in
Deutschland nicht vertraute Souveränität: Von weltanschaulichen und religiösen oder
anderen traditionsabhängigen Bindungen frei, trieben sie die Parteien durch zunehmend
unkalkulierbares Verhalten vor sich her — der Wechselwähler und, vor allem, die
Wechselwählerin wurden zum inkarnierten Schrecken der politischen Klasse. Der
Allmacht der Parteien im Bereich des Politischen gesellte sich ihre Ohnmacht
angesichts immer schwächerer Legitimation in immer häufiger werdenden
«Entscheidungswählen» hinzu — da mehr und mehr auch Landes- und Kommunalwahlen
als Indikator für den Ausgang der Bundestagswahl gelesen wurden.

Die Volksparteien der 80er Jahre reagierten mit Anpassung an das, was sie mit gutem
Recht als Wählerwillen erkannten — und gaben damit immer mal auch den
vernünftigeren Neigungen der Bevölkerung nach. Dass etwa die CDU — noch vor der
SPD — die Frauen als zu umwerbendes Wählersegment erkannte, verdankte sich dem
zunehmend «modernen» Verhalten der Wählerinnen: Sie gaben ihre Stimme nicht mehr
gleichsam naturgemäß der Partei, die mit der Familie die faktische oder potentielle
Subsistenzgrundlage der Mehrheit der Frauen verteidigte, sondern der Volkspartei, die
Sicherung und sozialen Ausbau eines Arbeitsplatzes versprach, was seit den 70er Jahren
für mehr Frauen immer wichtiger wurde. Prognostizierter Facharbeitermangel und gute
Konjunktur machten die zweite Hälfte der 80er Jahre zum frauenfreundlichen Eldorado
— nicht nur, wenn auch weitgehend auf symbolischer Ebene.

Überhaupt dominierten in den 80er Jahren «symbolische Politik» und «weiche
Themen»: Politik, die substantiell nichts gestaltete oder veränderte, aber avancierten
Lobbys (den Frauen, der neuen Mittelschicht usw.) schmeichelte — in diesem Kontext
sind die Sprachkorrekturen, die der Feminismus der Politik abverlangte, von Bedeutung
gewesen, ebenso wie die Verleihung des Etiketts «Frauenministerin» an Rita Süssmuth.
Wir müssen es uns wohl als Erfolg anrechnen, dass seit Mitte der 80er Jahre der
weibliche Plural unseren Männern auch in garantiert frauenfreien Räumen glatt von den
Lippen geht.

Die populistische Attitüde der großen Parteien konnte dabei durchaus als Dominanz
der Lebenswelten, als «Zurückwachsen der Politik in die Gesellschaft» gefeiert werden
— was konnte schon schlimm daran sein, auch einmal aufs «Volk» zu hören, das sich ja
längst nicht mehr nur als großer Lümmel gerierte, sondern ab und an durchaus mit
Durchblick begabt war? Mählich setzte sich in der Bundesrepublik die Vorstellung
durch, die Deutschen nicht mehr als Objekt beständiger Erziehungsarbeit in Sachen
Demokratie zu betrachten, sondern als pfiffige Auskunfteien über den Geist der Zeit.
Das Ausmaß dieser Veränderungen begreift wohl nur, wer noch den gegängelten
Zeitgenossen der Adenauer-Ära vorm inneren Auge erstehen lassen kann, der vor jedem
braven Parkuhrkontrolleur Haltung annahm.

Diese Dominanz der Lebenswelten gegenüber dem Bereich der Politik, wie sie in
«symbolischer Politik» und «weichen Themen» verkörpert ist, hatte in den im
Nachhinein so unendlich luxuriös und friedvoll erscheinenden 80er Jahren eine
Vorstellung völlig verdrängt: Dass es Aufgabe von Politik sui generis sein muss, das als
Notwendigkeit erkannte Allgemeine auch gegen mutmaßlichen Wählerwillen oder



Volkes Stimmung durchzusetzen — man erinnere sich an den Beschluss zur
Stationierung der Mittelstreckenraketen unter Kanzler Helmut Schmidt, eine im
Nachhinein gerechtfertigt anmutende Entscheidung, die sich indes damals nur sehr
geringer Beliebtheit erfreute. Den Todesstoß versetzte dieser Vorstellung von Politik
Anfang der 80er Jahre Niedersachsens Ministerpräsident Ernst Albrecht, als er das
Atommüllendlager in Gorleben für «politisch nicht durchsetzbar» erklärte. Das mochte
eine richtige Einschätzung gewesen sein, ihre Begründung war es nicht. Sie macht die
Differenz noch zu den 70er Jahren indes überdeutlich: Plötzlich diktierte «die Straße»
die Landespolitik — «die Straße» oder «der Pöbel», wie damals noch das abwertende
Politikerwort für jene Bewegungen, Gruppen, Initiativen lautete, die man ein Jahrzehnt
später als «mündige Bürger» schätzen lernte.

Auch dieses Eingeständnis der Politik gegenüber den Bürgern oder der Gesellschaft
kann man nicht hoch genug veranschlagen — in all seiner Ambivalenz. Heute gilt es in
Politikerkreisen als progressiv, die Bürger möglichst umfassend zu beteiligen —
ehrlicher formuliert: sich gegen das Risiko, Wähler zu verstimmen, möglichst gut
dadurch abzusichern, dass man ihnen weitreichende Mitsprachemöglichkeiten einräumt.
Dieser Taschenspielertrick tarnt sich als das weit hehrere Anliegen, politischen
Entscheidungen mehr Legitimität zu verleihen. Im Konfliktfall aber bedeutet diese Art
des Populismus nicht nur eine Selbstbeschränkung der Politik auf das, was den Bürger
nicht verprellt - sie fordert diesem auch ab, was man von ihm legitimerweise gar nicht
verlangen kann: über die eigenen Lebensentscheidungen hinaus auch noch fürs Große
Ganze zuständig zu sein. Zu Recht darf der Bürger einwenden, dass er just das an die
Politiker delegiert habe.

Nun — in den goldenen 80ern forderten weder große nationale Anliegen noch andere
Fragen von allgemeiner Bedeutung Repräsentanz im Politischen heraus: Jene den frei
gewählten und nur ihrem Gewissen verantwortlichen Abgeordneten unterstellte und
abverlangte Fähigkeit, des Bürgers Willen nicht nur einfach abzubilden, sondern ihn im
politischen Verhandlungsprozess zu mediatisieren, zu verfeinern, zu veredeln von der
Summe individueller, lokaler oder regionaler Egoismen zum repräsentativen Konsens
— was ja weit mehr ist als der schlichte Mehrheitsentscheid. Stattdessen dominierte
der Betroffenheitsgestus politischer Minderheiten, ein avancierter Lobbyismus, der die
Klientel, die die Volksparteien zu befriedigen hatten, um einige weitere ergänzte, die
sich zunächst vor allem bei den Grünen sammelten. Die immense Bereicherung und
Erweiterung bundesdeutscher Vorstellungen vom «richtigen Leben» — denken wir nur
an die toleranzfördernde Lebensstilkonkurrenz durch Schwule und Lesben —
beschleunigte aber auch den Hang der Parteien zu symbolischer Politik plus
Klientelbefriedigung. Die Grünen machten da vielfach den Vorreiter, deren
«Basisdemokratie» besonders schnell zur «Basokratie» degenerierte, also zur durch
keinerlei Kontrollmechanismen mehr begrenzten Herrschaft der mittleren Funktionäre.

All diese Prozesse waren, wie es sich gehört, von ambivalenter oder sogar
dialektischer Wirkung. Der Politisierung der Bürger entsprach die Entwertung der
etablierten Politik, der Demokratisierung die Minderbeachtung der Demokratie und
ihres rechtsstaatlichen Formenkanons. Die 80er Jahre waren vom Verschwinden der



Politik geprägt, vom Verschwinden politischer Begrifflichkeit. Bismarcks Diktum:
«Entrüstung ist keine politische Kategorie», wäre damals nicht verstanden worden, denn
die 80er Jahre waren überreich an Entrüstung und Betroffenheit, aber arm an
Maßstäben. 1989 erwies sich, dass sich diese friedliche Zeit dem Leben in einer
Nische der Weltgeschichte verdankte, in der bundesdeutsche Politik weder im Inneren
noch nach außen hin im Übermaß gefordert war. Nach außen hin konnte man andere
entscheiden lassen, und im Inneren hatte man es noch immer mit einer weitgehend
kohärenten Gesellschaft zu tun, mit einer Gesellschaft, in der ein prosperierender
Mittelstand dominierte und selbst das untere Drittel noch partizipieren konnte an der
Verteilung scheinbar nicht versiegender ökonomischer Zuwächse.

Was war das, in der Summe, für ein friedliches Jahrzehnt! Dem Linksterrorismus
waren die Sympathisanten ausgegangen, und die CDU, die faktisch ein konservatives
Profil längst verloren hatte, hielt in aggressiven Wahlkämpfen noch immer ihre große
historische Leistung der Nachkriegszeit aufrecht: den rechten Rand zu halten. Die
Grünen hatten die Selbstintegration der aus der 68er-Bewegung hervorgegangenen
Milieus und Szenen mit dem Heraustreiben des «Fundi-Flügels» zu einem gut
reformistischen Ende gebracht und der Politik insgesamt zwei wichtige Topoi beschert:
Die Ökologie als allgemeines Anliegen, als neue Gattungsfrage sozusagen, und den
plebiszitären Mythos von der «Basisdemokratie», von der beständigen
Durchdemokratisierung des Lebens. Das Westdeutschland der pluralen Lebensstile, der
Regionen und der Szenen, des avancierten Provinzialismus3, sah gelassen seinem
Aufgehen in Europa entgegen. Da verhagelte das Aufreißen des Eisernen Vorhangs uns
die zivilgesellschaftliche Idylle.

Heute scheinen wir vor Fragen zu stehen, die genuin politischer Natur sind und nicht
von «der Gesellschaft», von den «Lebenswelten» geregelt werden können, in die «die
Politik» zurückgewachsen sei. Heute darf man fragen, ob die
Demokratisierungsbewegungen dem institutionellen Gefüge der Demokratie wirklich
zugute gekommen sind, ob die ubiquitäre Politisierung des Bürgers wirklich die
Nachfrage nach Politik erhöht und ob das allgemein gewachsene Moralisierungsniveau
wirklich das Gespür für die Vorzüge des Rechtsstaates befördert hat.



Politikverdrossenheit

Wer heute über Mangel an politischer Führung klagt, muss hinzufügen, dass just diese
Ware in den hedonistischen 80ern nicht sonderlich nachgefragt war, weshalb es uns
nicht wundern sollte, dass die damit einhergehenden Kompetenzen verschwunden sind.
Zwar ist, wie gesagt, «die Gesellschaft» keine Ersatzkategorie für «die Politik». Aber
ansonsten besteht zu Überheblichkeit kein Anlaß: Wir haben hierzulande vielleicht nicht
die Politiker, die wir verdienen, wohl aber solche, die ihr Ohr dem Raunen des
Zeitgeistes besonders eifrig geöffnet haben — ein Fortschritt (oder nicht?) gegenüber
starrsinniger Prinzipienreiterei und konventioneller Unbeweglichkeit.

Natürlich ist das ungerecht, dieses dauernde Schimpfen auf die politische Klasse, die
nörgelige Politik- und Parteienverdrossenheit von Bürgern, Wählern und
Meinungsbildnern, dieses allgemeine Naserümpfen über all das, was zuvor noch als
erstaunlich zivil, modern und «realistisch» durchgehen mochte. Worüber wird geklagt?
Hatte der aufgeklärte westdeutsche Mensch nicht längst gelernt, den Wahlkampf der
Parteien als branchenüblichen Theaterdonner zu durchschauen, die
Profilierungsdebatten und Hahnenkämpfe nicht weiter ernst zu nehmen und auch
politische Phrasendrescherei noch als Teil jener Demokratie westlichen Zuschnitts zu
lesen, deren Nachteile groß, deren Vorteile aber noch größer sind? Woher heute die
Erregung über das Menschlich-Allzumenschliche auch bei Politikern, woher der
saubermännische Eifer beim Enttarnen eines Rotlicht-Lafontaine oder eines Streibl-
Amigos und eines Putzfrauen-Krauses?

Nein, die Skandalaufdeckerei, jede Woche neu, ist öd und blöd — und, ehrlich gesagt:
Die politische Klasse hatte schon schlimmere Verdachtsmomente gegen die junge
Nachkriegsdemokratie auszuräumen. Die allzu bereitwillige Integration vieler Nazis
nicht nur in die bundesdeutsche Nachkriegsgesellschaft, was verdienstvoll war, sondern
auch in die höheren Ränge der Politik - von Globke bis Filbinger —, hält noch heute bei
vielen Nachkriegsgeborenen ein luxurierendes Misstrauen in die bundesdeutsche
Demokratie wach. Ein Effekt, über den man auch, was den Osten Deutschlands betrifft,
immer mal wieder nachdenken sollte.

Im Unterschied zu dem bisschen Bereicherungslust und Amtsmissbrauch, über die
wir heute reden, war die Parteispendenaffäre, zum Beispiel, nicht nur eine
Angelegenheit weit höherer Beträge, sondern auch produktiver Anlass zur
Selbstbelehrung von Politik und Publikum über das, was in der Demokratie lässlich und
was skandalös ist. Heute bestätigen die Histörchen über eine neuerliche Vorteilsnahme
lediglich das grassierende Ennui: Wie verächtlich sie doch ist, die politische Kaste, die
sich aus minderen Beständen rekrutieren muss, weil ein Mensch von Verstand und
Niveau sich auf das «schmutzige Geschäft» Politik nicht einlassen würde! Die
Empörung über die «Selbstbedienungsmentalität» der Parlamentarier und die Cliquen-



und Klientelwirtschaft der Kommunalpolitiker sollte nicht vergessen machen, dass
Führungskräfte in der Wirtschaft des Zigfache dessen verdienen, was der
Oberbürgermeister, sagen wir mal: Frankfurts am Main, nach Hause trägt — der übt sein
Amt unter schwierigeren Bedingungen aus zumeist und selten mit weniger Kompetenz.

Die Empörung über den Bereicherungswillen öffentlicher Personen ist
seltsamerweise weit größer als die Entrüstung über ihre falschen oder fehlenden
Entscheidungen. Vor allem aber spielt in den Debatten über den moralischen Zustand
unseres Führungspersonals die für den Zustand der Demokratie viel entscheidendere
Frage keine Rolle, ob nicht der wahre politische Skandal weniger im Fehlhandeln zu
eigenen Gunsten liegt, sondern im Gegenteil: Im Abweichen von den politischen Regeln
aus hochmoralischen Gründen, etwa eines vermuteten nationalen Notstands wegen. Das
Gespür für die Regeln bleibt unentwickelt, wenn es sich allein auf den verächtlichen
Eigennutz bezieht — aber wie schon im 19. Jahrhundert ist auch heute noch dem
aufgeklärten Publikum die «Interessiertheit» das Suspekte, nicht aber die Verletzung des
Procedere, wenn es, angeblich, um Höheres geht.4

Überdies könnte sich unsere Gesellschaft in dieser Hinsicht ja der Wirksamkeit
öffentlicher Kontrolle regelrecht rühmen: Letztlich fliegt bei uns nämlich alles auf, vor
allem die kleine Schweinerei. Doch auch das ist ein schwacher Trost, seit uns
Aussitzkünstler wie Helmut Kohl oder Manfred Stolpe darüber belehrt haben, dass nur
gehen muss, wer dazu von der politischen Klasse und den in ihr obwaltenden
Machtverhältnissen gezwungen wird. Mit den jüngsten Demissionen von
Regierungsmitgliedern haben wir letztlich gar nichts über die Maßstäbe erfahren, an
denen hierzulande Verhalten gemessen wird — weshalb das Publikum zu viel
Wohlanständigkeit lieber nicht nachfragen sollte. Die kleinen Sünden der Politiker sind
das Spielmaterial, mit denen ihr politischer Gegner sie gegebenenfalls aus dem
Geschäft räumen kann, begleitet vom Beifall der Öffentlichkeit. Solcherlei
Säuberungsaktionen ändern nichts an der Qualität unserer Politik und befriedigen auch
ein verärgertes Publikum nur kurzfristig.

Dass Politiker nicht tun, was und wie sie sollen, ist unübersehbar. Doch das an den
Stammtischen der Nation gepflogene gesunde Volksempfinden der postmodernen Art,
wie es in den Meinungsblättern kolportiert wird, drückt sich vor der unangenehmen
Erkenntnis, dass wir noch immer das politische Personal haben, was «die Gesellschaft»
der 80er Jahre nachgefragt hat — eine Gesellschaft, die sich viel auf ihre postnationale
Identität eingebildet hatte, auf ihr auf- wie abgeklärtes kosmopolitisches
Selbstverständnis, auf ihre Distanz zu allem, was früher einmal als besonders deutsch
galt und mit den Vokabeln Pflicht, Fleiß und Ordnung bezeichnet ist. Dass Politiker
heute verkünden, sie hätten «Lust» auf Politik und seien ganz heiß auf die Macht und
«verliebt ins Gelingen» — dieses postmoderne Geschwätz haben wir, die Wähler, ihnen
beigebracht. Oder hat irgendwer noch bis vor kurzem von ihnen gefordert, sie sollten,
verdammt noch eins, einfach mal ihre Pflicht tun und nicht soviel herumreden?

Was Wunder also, dass uns eine gelehrige politische Klasse, in Bedrängnis geraten,
heute beim Anspruch packt und den Wählern die avancierten Sprüche von gestern
zurückspielt: Man dürfe nicht alles der Politik anlasten und ihr überlassen, man solle


